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die verschiedenen Maßnahmen der Zwangsversteigerung meist 
alles genommen, was er hatte. 
 
 
 
 

 

 

2. Anordnungsbeschluss zur Zwangsversteigerung - § 30 a 

ZVG Einstweilige Einstellung auf Antrag des Schuldners 

 
 
Mit der Zustellung des Anordnungsbeschlusses zur 
Zwangsversteigerung mit gelber Postzustellungsurkunde erhält 
der Schuldner in der Regel auch die Aufklärung zur 
Einstweiligen Einstellung nach § 30 a ZVG auf Antrag des 
Schuldners. Der Schuldner kann deshalb innerhalb einer 
Notfrist – eine Frist, die nicht verlängert werden kann - von 14 
Tagen einen Antrag auf einstweilige Einstellung der 



  
 

Zwangsversteigerung gemäß § 30 a ZVG stellen. Ein Antrag 
nach § 30 a ZVG wird nur erfolgreich sein, wenn dadurch die 
Versteigerung vermieden wird (=Sanierungsfähigkeit) und die 
Einstellung der Billigkeit entspricht.  
Vermieden wird die Versteigerung in der Regel, wenn es dem 
Schuldner möglich sein wird, den vollstreckenden Gläubiger zu 
befriedigen. Gleichzeitig muss der Schuldner schutzwürdig 
sein. Das Gericht kann eine einstweilige Einstellung auch mit 
Auflagen verbinden. 
 
Allerdings prüfen die Gerichte die Voraussetzungen einer 
Einstellung nach § 30 a ZVG sehr genau. Je genauer ein 
Schuldner begründet und je genauer er die Einstellungsgründe 
belegt, desto eher wird ein Versteigerungsgericht einstellen. 
Eine bloße Behauptung, z.B. der Schuldner wolle sich um eine 
Umschuldung oder einen Kredit bemühen, reicht keinesfalls. 
Alles Vorgetragene ist vom Schuldner zu beweisen. 
 
Sollte ein Schuldner mit einem derartigen Antrag erfolgreich 
sein, und nachfolgend dann den Gläubiger befriedigen können, 
wird das Versteigerungsverfahren eingestellt und wäre auch für 
den Versteigerungsinteressenten erledigt. 
 
 
Beispiele bei denen bei genauer Begründung eine einstweilige 
Einstellung in Frage kommt: 
 
- ein freihändiger Verkauf steht unmittelbar bevor 
 
- eine Kreditzusage, Unschuldungszusage liegt vor 
 
- unverschuldete nur vorübergehende wirtschaftliche 
Bedrängnis 
 



  
 

- Vorlage eines überzeugenden Sanierungsgutachtens 
 
 
Ist der Antrag erfolgreich, weil der Schuldner z.B. tatsächlich 
den betreibenden Gläubiger innerhalb 6 Monaten  befriedigen 
kann, kann für maximal 6 Monate eingestellt werden. Oft wird 
der Antrag zur Zeitgewinnung benutzt.  
 
 
Selbst wenn der Antrag auf Einstellung nach § 30 a ZVG 
abgelehnt wird, hat der Schuldner gegen die Entscheidung des 
Gerichts die Möglichkeit der Beschwerde. Mit Zustellungen, 
Äußerungsfristen und Fristverlängerungsanträgen kann es 
durchaus sein, dass sich das Verfahren der einstweiligen 
Einstellung nach § 30 a ZVG über mehr als 6 Monate hinzieht. 
 
 
Die Schuldnerin hat dann den Antrag nach § 30 a ZVG weiter 
begründet. 
 
Begründung: 
 
-1 K  
Zwangsversteigerung Grundstück ….. 
Anordnungsbeschluss vom …… 
 
Zum Antrag nach § 30 a ZVG  
  
Zunächst wird für die gewährte Fristverlängerung gedankt. 
 
Bezüglich des Schriftsatzes des betreibenden Gläubigers vom 
20.05… kann nur mit Kopfschütteln reagiert werden. Der 
Gläubiger vergreift sich eindeutig im Ton und trägt falsch vor. 



  
 

Es darf zugesichert werden, dass die vorgelegte Anzeige von 
der Schuldnerin stammt. Auch wurde die Anzeige geschwärzt 
vorgelegt, weil der Gläubiger immer versucht Informationen zu 
seinen Gunsten zu verwenden. Der Gläubiger mag sich vor 
Augen führen, dass er nicht mehr Eigentümer des Grundstücks 
ist und ihn daher bestimmte Werte nichts angehen. 
 
Völlig falsch wird vom Gläubiger vorgetragen, dass die 
Schuldnerin - und nicht die Beklagte - den Verkauf des 
Anwesens torpediert habe und Fantasiepreise verlange. 
 
Den letzten geplanten Verkauf hat der Gläubiger selbst 
verhindert. Das Schreiben der Familie ….. liegt nochmals bei. 
Die Fam. ….. hätte schon für einen Grundstücksteil EUR 
750.000,-- gezahlt, wenn Sie nicht immer wieder von dem 
Gläubiger belästigt  worden wären. Das will der Gläubiger 
offensichtlich nicht wahr haben. 
 
Beweis: Schreiben vom 07.08… als Anlage 
 
Weiter beiliegend sind Unterlagen aus denen hervorgeht, dass 
Verkäufe teilweise kurz vor dem Vollzug stehen. Es wird 
gebeten bezüglich der potentiellen Käufer aus 
datenschutzrechtlichen Gründen keine Informationen an den 
Gläubiger weiterzugeben. 
 
Insoweit ist die recht kurze Einstellungsdauer von 6 Monaten 
nach § 30 a ZVG vorliegend zu bewilligen, weil sich 
abzeichnet, dass das Versteigerungsverfahren durch Verkauf 
des Versteigerungsanwesens verhindert werden kann.  
 
Diese Möglichkeit darf der Schuldnerin nicht genommen 
werden, da es der Schuldnerin während der 6 Monate 



  
 

voraussichtlich möglich sein wird, die Zwangsversteigerung 
abzuwenden. 
 
Gleichzeitig sollte bedacht werden, dass der Gläubiger die 
Versteigerung mutwillig betreibt, weil er an seiner schlechten 
14. Rangstelle aus der Versteigerung sowieso nichts zu 
erwarten hat. Insoweit erschließt sich dem Beobachter auch 
nicht, wo der Gläubiger ein angebliches Verzögerungsproblem 
haben könnte. 
 
Insoweit wird gebeten antragsgemäß zu entscheiden. 
 
Rechtsanwalt 
 
 
 
Der Schuldner hat in seinem Antrag ganz genau begründet und 
mit Beweismitteln belegt, aus welchen Gründen er die Schuld 
bisher nicht bezahlen konnte. Weiter hat er ganz genau 
begründet und belegt, wann und wie innerhalb von 6 Monaten 
er die Schuld abtragen will. Er hat einen genauen Tilgungsplan 
mit Terminen und Raten benannt. Gleichzeitig hat er den 
Worten Taten folgen lassen und die erste Rate an den, die 
Versteigerung betreibenden Gläubiger bezahlt. 
 

Entscheidung des Gerichts: 
 



  
 

 



  
 

 
 
 
 
 



  
 

7. Handlungen der Schuldner im Versteigerungstermin: 

 
Schuldner versuchen teilweise mit den verschiedensten 
Anträgen noch im Versteigerungsverfahren die Versteigerung 
ihres Anwesens aufzuhalten. Es werden nachfolgend nur die 
gängigsten Handlungsweisen, diese allerdings ausführlicher, 
dargestellt, damit zu sehen ist, wie Gerichte darüber denken. 
 
 
 
 
a. Vollstreckungsschutzantrag § 765 a ZPO 

 
Nach § 765 a ZPO kann das Vollstreckungsgericht auf Antrag 
des Schuldners eine Maßnahme der Zwangsvollstreckung ganz 
oder teilweise aufheben, untersagen oder teilweise einstellen, 
wenn die Maßnahme unter voller Würdigung des 
Schutzbedürfnisses des Gläubigers wegen ganz besonderer 
Umstände eine Härte bedeutet, die mit den guten Sitten nicht 
vereinbar ist. Die sittenwidrige Härte kann sich aus der Art der 
Vollstreckungsmaßnahme oder den Zeitpunkt der 
Vollstreckung ergeben. 
 
Am häufigsten werden bei Vollstreckungsschutzanträgen 
ärztliche Atteste vorgelegt. Dies ist auch verständlich, bei der 
psychischen Belastung, welche eine Versteigerung für den 
Schuldner mit sich bringt. 
 
 
 

 

 

 

 



  
 

 

 

bb. Versteigerung wurde einstweilen eingestellt 

 
Manchmal haben Gerichte nach Vorlage entsprechender 
Unterlagen die Versteigerung ohne Durchführung des 
Versteigerungsverfahrens eingestellt. Teilweise war das 
Verfahren schneller, teilweise allerdings sehr langwierig. 
 
 
 
 
 
Beispiel 1: 
 
Folgender Antrag wurde gestellt: 
 
 
Versteigerungsverfahren  
gg  
Geschäftsnummer: 2 K  
 
Antrag nach § 765 a ZPO 
 
In der Vollstreckungssache 
 
gegen 
 
Schuldner 
 
wegen Zwangsversteigerung 
 
Namens und mit Vollmacht (beiliegend) des Schuldners 
beantragen wir zu beschließen: 



  
 

 
I. Das Zwangsversteigerungsverfahren vor dem AG ……….. 
Az: 2 K ………  in das …………. eingetragen im Grundbuch 
des Amtsgerichts …….. von …… Blatt 5151 wird einstweilen 
eingestellt. 
 
 
BEGRÜNDUNG 
 
 
Die Durchführung des Versteigerungstermins stellt eine 
sittenwidrige Härte dar, da beim Schuldner, Herrn ………. bei 
Durchführung der Versteigerung und Verlassen des 
Elternhauses sich sein schon kritischer neurologisch-
psychischer Gesundheitszustand unvorhersehbar 
verschlechtern könnte. Reaktionen bei der vorliegenden 
schweren psychischen Erkrankung können nicht vorhergesehen 
werden. Dies wird belegt durch die Atteste von Dr. …….. 
 
Beweis: Atteste als Anlage  
 
Bei Herrn ……… besteht eine Wahrscheinlichkeit, dass sich 
bei Durchführung der Versteigerung seine Erkrankung akut 
veschlechtern kann. Dem Antrag auf einstweilige Einstellung 
des Zwangsversteigerungsverfahrens § 765 a ZPO ist somit 
stattzugeben. Jedenfalls bedarf der Gesundheitszustand des 
Schuldners einer gewissenhaften Aufklärung, wohl durch 
Gutachter. 
 
 
Auf die Entscheidungen OLG Hamm Az: 15 W 66/01 und 
BVerfG 1 BvR 1002/01 wird Bezug genommen. 
 



  
 

Die Vermögensinteressen von Gläubigern  haben bei einem 
solchen Sachverhalt zurückzutreten. Die Versteigerung würde 
gegen die guten Sitten verstoßen. 
 
Es ist daher Vollstreckungsschutz von Amts wegen zu 
gewähren; trotzdem werden die Gläubiger an dieser Stelle 
aufgefordert, die Einstellung zu bewilligen. 
 
Weiterhin ist nicht unwahrscheinlich, dass die Forderung der 
Gläubiger innerhalb der nächsten drei Monate aus Eigenmitteln 
getilgt werden kann, so dass die Fortsetzung der 
Zwangsversteigerung eine unbillige Härte darstellt. Insoweit ist 
eine Umfinanzierungsmöglichkeit auch sehr wahrscheinlich. 
Zur Abwendung der Versteigerung wird daher auch 
diesbezüglich um Vollstreckungsschutz gebeten. 
 
 
Rechtsanwalt 
 
 
 
 



  
 

 
 
Das Vollstreckungsgericht hat daraufhin das Verfahren für die 
Dauer von 6 Monaten eingestellt, und von dem Schuldner 
weitere ärztliche Nachweise verlangt. 



  
 

Entscheidung des Gerichts: 
 

 



  
 

 



  
 

 
 
 
Beispiel 2: 
 



  
 

Folgender Antrag wurde gestellt: 
 
Betreff: Versteigerungsverfahren K ……… 
Grundstück: FlNr 
Antrag gem. § 765 a ZPO auf Gewährung von Schuldnerschutz 
 
In den oben genannten Verfahren vertreten wir die  Schuldner 
des zu versteigernden Grundstücks, Herrn ….. und Frau………  
 
Am …..steht die Versteigerung an. 
 
Es wird beantragt: 
 
Die Entscheidung über den Zuschlag wird für die Dauer eines 
Jahres , hilfsweise auf unbestimmte Zeit, ausgesetzt 
 
BEGRÜNDUNG 
……………………………………… 
 
 
 
 
b. Mietverträge 

 
Des Öfteren ist im Versteigerungstermin festzustellen, dass die 
Schuldner Mietverträge, teilweise mit Verwandten, vorlegen. 
Der Ersteher tritt nämlich in die bestehenden Miet- bzw. 
Pachtverträge ein. Bei der Ersteigerung ist deshalb Vorsicht 
geboten. Besteht der Mieter auf seinem Mietvertrag, kann es 
sein, dass der Ersteigerer einen langwierigen und meist teueren 
Räumungsprozess führen muss um den Mieter aus dem 
ersteigerten Anwesen zu bekommen. Erfahrene Ersteigerer 
winken beim Vorliegen von Mietverträgen meist von 
vornherein ab. Empfehlenswert ist für derartige Fälle die 



  
 

passende Rechtsschutzversicherung. Für den Schuldner besteht 
die Gefahr, dass er bei Vorlage eines Mietvertrags 
Interessenten abschreckt und deshalb der erzielte 
Versteigerungserlös geringer ausfällt, als er ohne Mietvertrag 
ausfallen würde. Dies ist umgekehrt natürlich wieder die 
Chance eines risikobereiten Versteigerungsinteressenten. Der 
Interessent kann z.B. die Immobilie recht günstig ersteigern 
und den Mieter anschließend aus der Immobilie klagen. 
 
 
Vorgelegter Mietvertrag - Beispiel 1:  
 
Der Mieter hat sich aufgrund des nachfolgenden Miet und 
Arbeitsvertrags bis heute erfolgreich gegen die 
Zwangsräumung gewehrt. Der Ersteigerer konnte bis Herbst 
2009 ein Geschoss des Mehrfamilienhauses nicht nutzen. 
 



  
 

 
 

 

 

 



  
 

10. Exkurs: Eidesstattliche Versicherung und Haftbefehl 

 
Parallel zur Zwangsversteigerung wird oft ins persönliche 
Vermögen vollstreckt. Ist der Schuldner vermögenslos und 
kann somit keine Zahlungen leisten, wird er irgendwann vom 
Gerichtsvollzieher zur eidesstattlichen Versicherung geladen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beispiel: 
 



  
 

 
 
 
 
 



  
 

 
 
 
 
 
Gegen die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung kann im 
Termin vor dem Gerichtsvollzieher Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch muss im Termin zwingend vom 
Schuldner begründet werden, da ansonsten Haftbefehl erlassen 
wird 
 
 
 
……………………………….. 
 
 
 
Gegen den Haftbefehl kann sofortige Beschwerde eingelegt werden. 
Allerdings wird dies größtenteils zum Zwecke des Zeitgewinns 
erfolgen, da ein Schuldner meist schon alle Möglichkeiten genutzt 
hat. 
 
Beispiel: 
 
Betrifft Haftbefehle …..12 M            ……  
 
Sofortige Beschwerde 
 
in der Vollstreckungssache  
 
Namens und mit Vollmacht von …….beantrage ich im Wege 
der sofortigen Beschwerde 
 
1. Der Haftbefehl vom … Az: 12 M …… betreffend wird 
aufgehoben 



  
 

 
2. Der Haftbefehl vom … Az: 12 M …… betreffend wird 
aufgehoben 
 
BEGRÜNDUNG 
 
…………………….. 
 
In einen Fall hat dann die betreibende Gläubigerin, als der 
Schuldner alle oben genannten Möglichkeiten  nutzte und auch 
noch eine Vollstreckungsgegenklage erhob im Rahmen der 
Klage einen Vergleich – der auch nicht widerrufen wurde -  
geschlossen, um endlich Ruhe von dem Schuldner zu haben. 
Dabei wurde die eigentliche Forderung um ca. 2/3 reduziert 
und ein Teil der Forderung durfte auch noch ratenweise 
abbezahlt werden. 
 
 
 
 
 
Vergleich vorm Gericht: 
 



  
 

 



  
 

 



  
 

 



  
 

 
 
 
 

 



  
 

11. Schlussbemerkung: 

 
Das Werk hat Ihnen einen Kurzüberblick über die wichtigsten 
Vorgänge und die häufigsten Anträge der Schuldner im 
Rahmen eines Versteigerungsverfahrens verschafft.  
 
……………………………………………. 
 
 
 


